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Citius, altius, fortius:  
Direkte Demokratie aus ökonomischer Sicht
Reiner Eichenberger*

Kurzzusammenfassung

Politik ist ein Markt: der Markt für politische Dienstleistungen. Politik leidet 
deshalb genauso an Politikversagen infolge mangelnder und asymmetrischer 
Information, wie wirtschaftliche Märkte an Marktversagen leiden. Oft kennen 
weder Politiker noch Bürger die wahren Probleme und Lösungen; oft wissen 
die Politiker nicht, was die Bürger wollen; und oft wissen die Bürger nicht, 
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was die Politiker tun. Weil Wahlversprechen nicht bindend sind, machen Po­
litiker absurde Wahlversprechen, brechen vernünftige Versprechen und miss­
achten die Wählerpräferenzen. Direkte Demokratie hilft, Politikversagen zu 
heilen. Sie ist ein höchst effektiver Generator politischer Information. Im in­
tensiven öffentlichen Diskurs vor Volksentscheiden lernen Bürger und Politi­
ker viel über die Probleme und möglichen Lösungen, und die Politiker lernen 
die Wünsche der Bürger sowie die Bürger die Positionen der Politiker besser 
kennen. Weil Abstimmungsvorlagen weit glaubwürdiger als Wahlverspre­
chen sind, ist der gesellschaftliche Diskurs vor Abstimmungen sachlicher als 
vor Wahlen. Direkte Demokratie fördert deshalb gute Entscheidungen und das 
Funktionieren der repräsentativen Demokratie. Ihre positive Wirkung hängt 
von verschiedenen Bedingungen ab und kann durch institutionelle Vorkeh­
rungen gestärkt werden.

A. � Einleitung

In Deutschland wird schon seit Jahrzehnten über den Ausbau der direktdemo­
kratischen Institutionen diskutiert, und sehr viele Bürger wollen mehr direkte 
Demokratie. Oppositionspolitiker und -parteien machen deshalb oft einschlä­
gige Wahlversprechen. Wenn sie aber an die Regierungsmacht kommen und 
direkte Demokratie verwirklichen könnten, tun sie dies nicht oder nur in 
wenig wirksamer Form.

Die Vorbehalte vieler Politiker gegen mehr direkte Demokratie haben we­
nigstens vier Ursachen. (i) Häufig spiegeln sie Eigeninteressen; wer unter den 
heutigen politischen Spielregeln erfolgreich ist, will diese nicht ändern. (ii) 
Oft entspringen sie auch dem „Nirwana-Ansatz“ (Demsetz 1969); Reformvor­
schläge werden nicht an der gegenwärtigen Realität und realistischen Alter­
nativen gemessen, sondern an perfekten Idealen, gegenüber denen alle prak­
tikablen Lösungen schlecht abschneiden. Als Folge wird (iii) oft übersehen, 
dass die gegen direkte Demokratie vorgebrachte Kritik in noch stärkerem 
Maße auf die repräsentative Demokratie zutreffen, und (iv) die Wirksamkeit 
der direkten Demokratie stark von gestaltbaren Bedingungen abhängt.

Im Folgenden wird die Wirkung direkter Demokratie aus moderner poli­
tisch-ökonomischer Perspektive (siehe z. B. Frey 1978, Mueller 2003, Blankart 
2017) diskutiert. In einem allgemeinen Rahmen zur Analyse von Politikerfolg 
und -versagen werden die wichtigsten theoretischen Überlegungen dargelegt, 
in Beziehung zur empirischen Literatur gestellt und mit Beobachtungen aus 
der Schweiz unterlegt. Die Analyse ist strikt vergleichend und will konstruk­
tive Verbesserungsvorschläge bieten. Zuerst wird im zweiten Abschnitt dis­
kutiert, ob Deutschland überhaupt mehr direkte Demokratie braucht. Im drit­
ten Abschnitt wird aufgrund theoretischer Überlegungen und empirischer 
Forschungsergebnisse dargelegt, weshalb direkte Demokratie besser abschnei­
det als ihre Alternativen. Im vierten Abschnitt wird diskutiert, wie verschie­
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dene Bedingungen, insbesondere sachliche und prozessuale Beschränkun­
gen, die Wirksamkeit der direkten Demokratie prägen. Im fünften Abschnitt 
werden zwei in der Schweiz bewährte Vorschläge zur Weiterentwicklung der 
direkten Demokratie diskutiert. Abschließend werden die Argumente zusam­
mengefasst.

B. � Großes Ertragspotential

I. � Deutschland im internationalen Vergleich

Forderung nach mehr direkter Demokratie stoßen in Deutschland wie alle 
Reformvorschläge auf den grundsätzlichen Einwand, die Politik funktioniere 
doch im internationalen Vergleich gut. Entsprechend seien Reformen der po­
litischen Institutionen unnötig und wenig erfolgversprechend. Tatsächlich 
lebt es sich in Deutschland gut. So ist der Wohlstand gemessen am kaufkraft­
bereinigten Bruttoinlandprodukt pro Einwohner von 2018 in Deutschland 
deutlich höher als in Großbritannien (18,1 Prozent), Frankreich (19,0), Japan 
(25,5) und Italien (29,1).1 Doch das ist ein Vergleich mit tiefem Anspruchsni­
veau. All diese Länder leiden an offensichtlichen und schwerwiegenden Pro­
blemen, und ihre Politik wird kaum je als vorbildlich gesehen. Schon im Ver­
gleich mit Dänemark (2,6 Prozent vor Deutschland), Österreich (3,3) und den 
Niederlanden (4,8) liegt Deutschland leicht zurück. Weit größer aber ist der 
Unterschied zu den zwei Ländern mit den stärksten direktdemokratischen 
Institutionen: den USA und der Schweiz. In den USA spielen direktdemokra­
tische Instrumente in rund der Hälfte der Bundesstaaten eine wichtige Rolle, 
und in der Schweiz prägen die direktdemokratischen Institutionen auf allen 
staatlichen Ebenen – Bund, Kantonen und Gemeinden – die Politik, mit regel­
mäßigen Volksabstimmungen über Parlamentsbeschlüsse (sog. Referenden) 
sowie Vorschläge aus der Bevölkerung (sog. Initiativen).2 Die USA haben ein 

1 � Gemäß Daten der OECD (OECD.Stat), Bruttoinlandprodukt pro Kopf 2018, umgerechnet zu ak­
tuellen Kaufkraftparitäten.

2 � Auf Schweizer Bundesebene findet zu jeder vom Parlament beschlossenen Verfassungsänderung 
obligatorisch eine Volksabstimmung statt (sog. obligatorisches Referendum). Bei Gesetzesände­
rungen durch das Parlament können 50.000 Einwohner (rund 0,93 Prozent der stimmberechtigten 
Bevölkerung) in 100 Tagen Sammlungsfrist eine Volksabstimmung über vom Parlament erlassene 
Gesetze oder Gesetzesänderungen verlangen (sog. Fakultatives Referendum). Eine Abstimmung 
über einen eigenen Verfassungsvorschlag können 100.000 Einwohner in 18 Monaten Sammlungs­
frist verlangen (sog. Volksinitiative). Für Verfassungsänderungen zählt das doppelte Mehr (Mehr­
heit in der ganzen Schweiz und Mehrheit in der Mehrheit der Kantone), für Gesetzesänderungen 
das einfache Mehr. Alle Abstimmungsergebnisse sind bindend, es gibt keinerlei Beteiligungs- und 
Zustimmungsquoren, und die Unterschriftensammlung ist überall möglich, auch brieflich. Jeder 
Kanton bestimmt selbst über die Ausgestaltung der direktdemokratischen Rechte auf kantonaler 
Ebene und macht seinen Gemeinden eigene Vorgaben über die Ausgestaltung ihrer direktdemo­
kratischen Rechte, wobei viele Kantonen ihren Gemeinden einen großen Spielraum in der Aus­
gestaltung ihrer Institutionen lassen. Alle Kantone haben eine stark ausgebaute direkte Demokra­
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um 16,7 Prozent und die Schweiz ein um 26,6 Prozent höheres kaufkraftberei­
nigtes Bruttoinlandprodukt pro Einwohner als Deutschland.

Ähnlich ist es mit vielen weiteren Erfolgsindikatoren. Beispiel Staatsver­
schuldung: Da schneidet Deutschland besser ab als Österreich, Frankreich, 
Großbritannien, Japan und Italien. Dänemark, Schweden und die Nieder­
lande stehen besser und die Schweiz (nicht aber die USA) sehr viel besser da 
als Deutschland. Ein anderes wichtiges Beispiel ist die allgemeine Lebenszu­
friedenheit der Bevölkerung. Die aus großen und regelmäßigen Umfragen ge­
wonnenen Daten zur Lebenszufriedenheit (z. B. European Social Survey, 
World Value Survey) werden heute in der Wissenschaft intensiv ausgewertet. 
Die Zufriedenheit der Menschen hängt von einer Vielzahl von persönlichen 
und gesellschaftlichen Determinanten ab. Eine wichtige Rolle spielt die 
Qualität der politischen Institutionen (Frey und Stutzer 2000). Tatsächlich 
sind die Deutschen zufriedener als die Franzosen, Italiener und auch Briten, 
jedoch deutlich unzufriedener als die Dänen und die Schweizer (z. B. Veen­
hoven 2018).

Mit diesen Ergebnissen gut vereinbar sind schließlich Daten zum Wande­
rungsverhalten von Menschen. Die Nettozuwanderung in ein Land als Diffe­
renz zwischen Zu- und Abwanderung hängt zwar von vielen verschiedenen 
Faktoren, wie der Einwanderungsgesetzgebung oder den vorhandenen Immi­
grantennetzwerken, ab. Gleichwohl spiegelt sie auch, wie die Lebensqualität 
eines Landes von Auswärtigen beurteilt wird. Während hier Deutschland re­
lativ zu seiner Größe deutlich weniger Einwanderer als Österreich anzieht, 
aber mehr als die meisten anderen europäischen Länder, ist die Einwande­
rung in die Schweiz in Europa (abgesehen von Luxemburg) weitaus am größ­
ten. So hatte die Schweiz in den zehn Jahren von 2007–2016 eine Nettozu­
wanderung von rund 807.000 Ausländern, bei einer Bevölkerung von 7,5 
Millionen 2007, also gut ein Prozent netto pro Jahr.3 Tatsächlich ist nur schwer 

tie, doch gibt es beträchtliche Unterschiede. Beispielsweise reichen im Kanton Zürich, dem 
größten Kanton mit 1,5 Millionen Einwohnern, für Verfassungs- und Gesetzesinitiativen 6000 
Unterschriften in 6 Monaten Sammlungsfrist. Änderungen der Verfassung und Steuergesetze un­
terliegen dem obligatorischen Referendum, und normale Gesetze sowie Ausgabenentscheide über 
6 Millionen Franken einmalig oder 600.000 Franken bei wiederkehrenden Ausgaben unterliegen 
dem fakultativen Referendum mit 3000 Unterschriften. So finden jährlich an zumeist 4 Abstim­
mungsterminen insgesamt rund 7 kantonale und 10 nationale Abstimmungen statt. Dazu kommen 
die kommunalen Abstimmungen. In vielen kleineren Gemeinden (je nach Kanton bis etwa 15.000 
Einwohner, selten mehr) ist das wichtigste Entscheidungsgremium die Gemeindeversammlung, 
an der alle Bürger teilnehmen können und die je nach Kanton bis viermal jährlich tagt. Rund 
50 Prozent der Gesamtbevölkerung wohnt in Gemeinden mit Gemeindeversammlung. 

3 � Die Nettozuwanderung in die Schweiz wird anders als diejenige nach Deutschland oder Schwe­
den größtenteils durch Zuwanderung aus entwickelten Ländern getrieben. Gleichwohl ist auch 
die Zuwanderung von Asylsuchenden im längerfristigen Vergleich und relativ zur inländischen 
Bevölkerung höher als in Deutschland. Da der Ausländeranteil über alle Altersgruppen bei rund 
25 Prozent und in der Altersgruppe der 30- bis 40-Jährigen bei gut 40 Prozent liegt, wird vor allem 
die Nettozuwanderung thematisiert. Die verbreitete Meinung, die Schweiz hätte einen hohen 
Ausländeranteil, weil sie nur wenige Zuwanderer einbürgere, ist falsch. Pro Jahr werden rund 
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vorstellbar, wie Deutschland mit einer Nettozuwanderung dieses Ausmaßes 
umgehen würde.

Die bisher diskutierten Zahlen zeigen zweierlei. Erstens führt die sehr stark 
ausgebaute direkte Demokratie die Schweiz nicht ins wirtschaftliche Chaos. 
Vielmehr bietet die Schweiz trotz oder wegen ihrer intensiven direkten 
Demokratie äußerst attraktive politische und wirtschaftliche Bedingungen. 
Zweitens hat die Schweiz trotz oder wegen ihrer direkten Demokratie eine 
außergewöhnliche Leistungsfähigkeit in der Aufnahme und Integration von 
Zuwanderern.

II. � Was macht die Unterschiede?

Oft wird versucht, die Unterschiede zwischen Deutschland und der Schweiz 
durch zwei Argumente zu relativieren: Erstens sind die deutschen Daten im­
mer noch durch die Wiedervereinigung geprägt. Werden nur die westlichen 
Bundesländer berücksichtigt, ergibt sich tatsächlich eine bessere Bewertung. 
Das Gesamtbild bleibt jedoch erhalten: Der Wohlstand in Deutschland ist sehr 
ähnlich wie in Österreich, den Niederlanden und Dänemark, aber wesentlich 
tiefer als in der direktdemokratischen Schweiz.

Zweitens wird behauptet, der Wohlstand der Schweiz beruhe auf ihrem 
Finanzplatz mit seinem unversteuerten ausländischen Kapital. Das ist falsch. 
Aufgrund von Änderungen in der Gesetzgebung seit 2010 ist der Anteil an 
unversteuerten ausländischen Vermögen in der Schweiz sehr stark gesunken. 
Auf das Bruttoinlandprodukt hat sich dies kaum ausgewirkt. Alles andere 
wäre auch überraschend gewesen. Vor der Abschwächung des Bankgeheim­
nisses für ausländische Kunden war die Schweiz ähnlich wie heute der füh­
rende Finanzplatz für Privatvermögen. Seine Bedeutung für die gesamte 
Volkswirtschaft war aber erstaunlich klein. So erreichte der Weltmarktanteil 
im grenzüberschreitenden „private banking“ auf seinem Höhepunkt um 2010, 
vor der Schwächung des Bankgeheimnisses für ausländische Kunden, rund 
27 Prozent. Von den insgesamt 5.600 Milliarden Franken Vermögen, die da­
mals in der Schweiz angelegt waren, gehörten rund 2.000 Milliarden direkt 
oder indirekt über juristische Konstruktionen ausländischen Individuen 
(Schweizerische Bankiervereinigung 2011) und standen deshalb im Verdacht, 
teilweise in ihren Herkunftsländern nicht ordentlich versteuert zu sein.4 Da 
die Vermögen ja weiterhin den ausländischen Eigentümern gehörten und aus 
der Schweiz hinaus frei auf dem internationalen Finanzmarkt investiert wur­
den, bestand der Nutzen für die Schweizer Volkswirtschaft hauptsächlich aus 
den Gewinnen, die die Banken mit der Verwaltung der Vermögen erzielten. 

40.000 Ausländer eingebürgert und damit pro Einwohner gerechnet ein Vielfaches von Deutsch­
land (mit gut 110.000 Einbürgerungen) und Österreich (mit nicht einmal 10.000 Einbürgerungen).

4 � Normalerweise wird davon ausgegangen, dass die Vermögen im Besitz von ausländischen institu­
tionellen Anlegern ordentlich versteuert sind.
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Selbst wenn man als obere Grenze annimmt, dass 80 Prozent dieser Werte 
nicht versteuert waren und die Banken mit der Verwaltung dieser Vermögen 
eine hohe Bruttomarge von 1 Prozent erzielten, erreichte ihr gesamter Brutto­
ertrag darauf 16 Milliarden Franken und der Nettoertrag nach Abzug der  
Kosten etwa 6 bis 9 Milliarden Franken, also rund 1 bis 1,5  Prozent der  
gesamtwirtschaftlichen Wertschöpfung in der Schweiz. Eine zweite Über­
schlagsrechnung kommt zum gleichen Ergebnis: Die gesamte Wertschöpfung 
des Bankensektors betrug damals knapp 7 Prozent des Bruttoinlandprodukts. 
Weil nur knapp die Hälfte der Wertschöpfung der Banken aus dem Vermö­
gensverwaltungsgeschäft stammten, nur rund 35 Prozent der verwalteten Ver­
mögen ausländischen Privatpersonen gehörten und nur ein Teil davon unver­
steuert waren, konnte der Anteil der auf unversteuerten Vermögen beruhender 
Wertschöpfung kaum mehr als 1,5 Prozent des Bruttoinlandprodukts betra­
gen. Die Schweiz war und ist also nicht reich wegen der unversteuerten aus­
ländischen Vermögen, sondern trotz all der damit verbundenen Probleme.

C. � Die fruchtbare Rolle direkter Demokratie

Damit stellt sich die Frage, inwiefern sich die unterschiedlichen politischen 
Institutionen und insbesondere das unterschiedliche Ausmaß an direkter 
Demokratie auf die Qualität der Politik und deren wirtschaftliche Ergebnisse 
auswirken und so auch die Unterschiede zwischen Deutschland und der 
Schweiz prägen.

I. � Theoretische Überlegungen

1. � Politik: Markt für politische Dienstleistungen

Die Wirkungsmechanismen der direkten Demokratie können leichter verstan­
den werden, wenn der politische Prozess als Markt interpretiert wird. Die 
Politik ist sogar ein besonders wichtiger, wenn nicht der wichtigste Markt. 
Hier treffen Anbieter und Nachfrager von politischen Dienstleistungen aufei­
nander und tauschen Leistungen (politische Maßnahmen) gegen Gegenleis­
tungen (Wählerstimmen, Parteispenden, andere Zuwendungen). Unter den 
Anbietern und Nachfragern besteht ein gewisser Wettbewerb. Damit kann der 
Markt für Politik nicht nur mit den typischen ökonomischen Analyseinstru­
menten untersucht werden, sondern unterliegt sehr ähnlichen Marktversagen 
wie normale wirtschaftliche Märkte.

Aus der ökonomischen Standardtheorie wissen wir, dass Märkte umso 
besser funktionieren, je tiefer die Markteintrittskosten sind, je einfacher die 
Nachfrager die Anbieter wechseln können, je besser die Nachfrager über die 
Leistungen der Anbieter informiert sind, je besser die Anbieter über die Prä­
ferenzen der Nachfrager Bescheid wissen, je glaubwürdiger die Versprechen 
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der Anbieter sind, je bindender die Verträge zwischen Anbietern und Nach­
fragern sind und je stärker die Eigentumsrechte an Innovationen gesichert 
sind.

2. � Direkte Demokratie heilt Politikversagen

Hinsichtlich all dieser Aspekte bringt die Einführung direktdemokratischer 
Instrumente Vorteile. Besonders wichtig sind folgende:

Tiefere Markteintrittskosten. Direkte Demokratie erleichtert es den Bürgern, 
in den politischen Prozess einzutreten und Einfluss auszuüben. Für Bürger, 
die sich im heutigen politischen Prozess nicht ausreichend vertreten fühlen, 
ist es wesentlich einfacher, ein Initiativ- oder Referendumskomitee zu grün­
den und die nötigen Unterschriften für ein Bürgerbegehren zu sammeln, als 
eine neue Partei zu gründen.

Mehr Wettbewerb. Die Wähler können in der direkten Demokratie viel leichter 
ihre Politikanbieter wechseln. In der repräsentativen Demokratie sind sie ge­
zwungen, ihre Stimme für vier Jahre an dieselben Politiker zu delegieren. In 
der direkten Demokratie hingegen können sie regelmäßig selbst an politischen 
Entscheidungen teilnehmen. So finden in der Schweiz üblicherweise viermal 
im Jahr Abstimmungen auf kommunaler, kantonaler und Bundesebene statt. 
Natürlich entscheiden dann nur die wenigstens Wähler ausschließlich auf­
grund eigener Überlegungen und aufwändigem Aktenstudium. Die meisten 
berücksichtigen neben eigenen Überlegungen auch die Abstimmungsempfeh­
lungen, die sog. Parolen, der verschiedenen politischen Parteien, Interessen­
gruppen und der Medien. Dabei können sie ihr Vertrauen einem Parolenan­
bieter jederzeit – und nicht nur alle vier Jahre – entziehen. Das schränkt die 
Möglichkeiten der Parteien stark ein, über längere Zeit von den Präferenzen 
ihrer Wähler abzuweichen.

Bessere Information über Probleme. Im intensiven öffentlichen Diskurs vor 
Abstimmungen lernen sowohl die Bürger als auch die Politiker viel über die 
herrschenden Probleme und möglichen Lösungsansätze.

Bessere Information der Bürger über Politiker. Der intensive öffentliche Dis­
kurs hilft den Bürgern, die Positionen und Leistungen von Amtsinhabern und 
Kandidaten besser einzuschätzen.

Bessere Information der Politiker über Bürger. Der intensive öffentliche Dis­
kurs sowie die Abstimmungsentscheidung der Wähler helfen den Politikern, 
die Präferenzen und Wünsche der Wähler besser einzuschätzen. Die Abstim­
mungsergebnisse nach der langen gesellschaftlichen Auseinandersetzung so­
wie die Nachbefragungen von Stimmenden (in der Schweiz die sog. VOX- 
und neuerdings VOTO-Analysen) sind unvergleichlich viel informativer als 
repräsentative Umfragen in Ländern ohne Volksabstimmungen. Wie stark 
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sich die Meinungen mit und ohne öffentlichen Diskurs unterscheiden, zeigt 
sich auch in den oft riesigen Unterschieden zwischen den tatsächlichen 
Abstimmungsergebnissen und den jeweiligen Befragungsergebnissen zu Mei­
nungen und geplantem Abstimmungsverhalten am Anfang des Abstimmungs­
kampfs. So werden nach „geschlagener Abstimmungsschlacht“ viele Abstim­
mungen deutlich angenommen (abgelehnt), die in den Vorbefragungen noch 
deutlich abgelehnt (angenommen) wurden.

Höhere Verbindlichkeit von Versprechen. Die Umsetzung von Volksentschei­
den ist mit weniger Unsicherheit verbunden und damit glaubwürdiger als die 
Umsetzung von Wahlversprechen. Deshalb ist der gesellschaftliche Diskurs 
vor Abstimmungen wesentlich inhaltlicher, sachlicher und weniger ideolo­
gisch als derjenige vor Wahlen.

Sicherung geistigen Eigentums. Initiativen helfen politischen Unternehmern, 
die Eigentumsrechte an innovativen Vorschlägen zu sichern. In der repräsen­
tativen Demokratie können Politiker und Parteien leicht die Ideen von ande­
ren Politikanbietern übernehmen und sie als eigene Ideen ausgeben. Das 
senkt die Anreize von Politikern und Parteien, eigene gute Ideen und Kon­
zepte zu entwickeln. Können hingegen Volksbegehren lanciert werden, wird 
viel klarer, wer die wahren „Urheber“ des Politikvorschlags sind. Dies wiede­
rum stärkt die Anreize der Politiker, neue Ideen in den politischen Prozess 
einzubringen.

3. � Fruchtbare Wirkung auf andere Institutionen

Direkte Demokratie unterstützt die Funktionsfähigkeit des demokratischen 
politischen Prozesses auch, indem sie andere wichtige politischen Institutio­
nen fördert. Drei Mechanismen sind besonders interessant:

Direkte Demokratie befreit Politiker. Oft wird behauptet, Referenden brächten 
eine unangemessene Verlangsamung der Politik. Sie gefährdeten die zeitge­
rechte Umsetzung von Parlamentsentscheiden, und die Referendumsdrohun­
gen der negativ betroffenen Gruppen hinderten das Parlament daran, zeitge­
recht zu entscheiden. Tatsächlich aber gibt es eine wichtige Gegenkraft, die 
leicht durch eine Analogie erklärt werden kann: Welche Autorennfahrer sind 
schneller? Die mit guten oder die mit schlechten Bremsen? Natürlich die mit 
guten Bremsen. Sie können schneller auf Kurven zufahren und riskanter fah­
ren. Genau das zeigt sich auch im Wahlverhalten. Die Bürger wählen andere 
Politiker, wenn sie wissen, dass sie deren Politik bei Nichtgefallen bremsen 
können. Leider ist dieser Aspekt noch kaum untersucht, kann aber am Bei­
spiel der Schweiz gut illustriert werden: Die eidgenössische Regierung, der 
Bundesrat, wird nicht vom Volk gewählt, sondern vom Parlament. Ob das so 
bleiben soll, wird immer wieder intensiv diskutiert. So hat vor einigen Jahren 
die Schweizerische Volkspartei SVP eine Volksinitiative für den Übergang zur 
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Volkswahl des Bundesrates eingereicht, über die im Juli 2013 abgestimmt 
wurde. Die Initiative wurde von 76,3 Prozent der Wähler abgelehnt. Bei der 
Wahl durch das Parlament, die seit 1848 alle vier Jahre stattfindet, wurde 
bisher nur viermal einer der sieben amtierenden Bundesräte abgewählt. Als 
Vorteil dieses Verfahrens wird angeführt, es sei gut, wenn sich die Bundesräte 
nicht alle vier Jahre der Wiederwahl durch das Volk stellen müssten. Statt 
Wahlkampf zu betreiben, könnten sie arbeiten und gute Politikvorschläge ent­
wickeln. Die Bevölkerung aber dürfte nur deshalb bereit sein, eine nicht 
volksgewählte Regierung ohne harte Wiederwahlrestriktion zu akzeptieren, 
weil sie weiß, dass sie die Arbeit von Bundesräten, die ihr nicht gefällt, mit 
Referenden bremsen kann. Damit wird das Referendum vom Brems- zum Gas­
pedal der Demokratie. Dank der Referendumsmöglichkeit wählen die Bürger 
andere, innovativere Politiker und sind bereit, ihnen mehr Freiheiten zuzuge­
stehen.

Direkte Demokratie stärkt Dezentralisierung. Bürger haben stärkere Präferen­
zen für Dezentralisierung und Föderalismus als Politiker und Parteien. Der 
mit Föderalismus verbundene Wettbewerb zwischen Gebietskörperschaften 
stellt für Politiker und Parteien eine unangenehme Restriktion dar, die sie 
durch Harmonisierung und Zentralisierung ausschalten können, wobei die 
zentrale Regierung und Verwaltung den Regierungen der Gebietskörperschaf­
ten als Kartellwächter dient (Eichenberger 1994, Blankart 2017). Die Stärkung 
des Einflusses der Bürger durch direkte Demokratie macht deshalb übermä­
ßige Zentralisierung der Staatstätigkeit unwahrscheinlicher (dazu z. B. die 
empirische Studie von Feld, Schaltegger und Schnellenbach 2008).

Direkte Demokratie fördert Institutionen für nachhaltige Politik. Ein gewich­
tiges Beispiel ist die Einführung der eidgenössischen Schuldenbremse durch 
Parlamentsentscheid und Volksabstimmung 2001. Sie war für die erfolgreiche 
Bewältigung der Wirtschafts- und Finanzkrise um 2008 in der Schweiz von 
größter Bedeutung. Dank ihr kam die Schweiz mit tiefen Schulden, finanziell 
gesund und widerstandsfähig in die Finanzkrise, und das Parlament konnte 
als kurzfristige Reaktion auf die Krise nicht einfach die Ausgaben erhöhen, 
sondern musste sich auf längerfristig wirksame Maßnahmen konzentrieren. 
Dank ihrem offensichtlichen Erfolg befruchtete sie auch die Einführung 
der deutschen Schuldenbremse 2009 und deren spätere Übertragung auf die 
europäische Ebene maßgeblich. Für die Schweizer Schuldenbremse auf Bun­
desebene waren die Schuldenbremsen in verschiedenen Kantonen wichtige 
Vorbilder (der Kanton St. Gallen führte als erster bereits 1929 eine Schulden­
bremse ein). Ihre Einführung kann als Folge der erfolgreichen Interaktion der 
repräsentativ- und direktdemokratischen Institutionen verstanden werden. 
Der ehemalige Bundesrat Kaspar Villiger, der die treibende Kraft hinter der 
Einführung und Ausgestaltung der Schuldenbremse war, sagt explizit, dass er 
als Finanzminister die Schuldenbremse im Parlament nur durchsetzen konnte 
und diese danach nicht bald wieder unterlaufen wurde, weil die vorbereiten­
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den Bundesbeschlüsse von 1995 und 1998 über eine Ausgabenbremse sowie 
Maßnahmen zum Haushaltsausgleich mit 83,4 bzw. 70,7 Prozent Ja-Stimmen 
überwältigende Zustimmung im Volk fanden und auch die Schuldenbremse 
mit 84,7 Prozent Ja-Stimmen angenommen wurde.5

4. � Vergleichende Analyse

Die Kritik an der direkten Demokratie nimmt kaum je auf theoretische und 
empirische Forschung Bezug. Vielmehr bedient sie sich einfacher unbelegter 
Argumentationsmuster. Ihre Hauptschwäche liegt darin, dass sie nicht auf 
einer vergleichenden Analyse beruhen, sondern dem Nirwana-Ansatz folgen: 
Sie messen die realen Institutionen an einem absoluten, aber völlig unrealis­
tischen Ideal. Aus vergleichender Sicht hingegen – also wenn verschiedene 
realistische Alternativen verglichen werden – sind die traditionellen Kritik­
punkte an der direkten Demokratie hinfällig. Dazu drei Beispiele (siehe aus­
führlicher Eichenberger 1999):

Interessengruppeneinfluss. Politiker und auch Akademiker begründen ihren 
Widerstand gegen mehr direkte Demokratie oft damit, dass Interessengruppen 
großen Einfluss auf direktdemokratische Entscheidungen hätten. Das ist viel­
leicht richtig, aber nicht wichtig. Die entscheidende Frage ist nicht, ob Inte­
ressengruppe absolut großen Einfluss haben, sondern ob sie in der direkten 
Demokratie mehr Einfluss haben als in anderen realistischen Formen der De­
mokratie, also insbesondere in der repräsentativen Demokratie. Wenn die 
Frage so gestellt wird, erscheint der Einfluss von Interessengruppen in der 
direkten Demokratie relativ klein. Dem Autor ist kein Beitrag bekannt, der 
theoretisch oder empirisch aufzeigt, dass es Interessengruppen leichter fällt, 
Volksabstimmungen zu beeinflussen als Parlamentsentscheide.

Kurzsichtige Wähler. Immer wieder wird behauptet, die Wähler hätten eine 
allzu kurzfristige Perspektive und vernachlässigten die längerfristigen Kosten 
von Entscheidungen. Mag sein; aber wieder ist die wichtige Frage, ob Wähler 
kurzsichtiger als Politiker handeln. Immerhin tragen Wähler auch die länger­
fristigen Kosten von politischen Entscheidungen, wohingegen Politiker oft 
einen auf die Wiederwahl beschränkten Zeithorizont haben. Und selbst wenn 
die Wähler tatsächlich kurzsichtiger wären, spricht das nicht gegen direkte 
Demokratie. Denn solche Wähler würden ja wohl nicht nur in Sachabstim­
mungen kurzsichtig entscheiden, sondern auch bei Wahlen. Weil aber Politi­
ker in der repräsentativen Demokratie über die Wiederwahlrestriktion we­
nigstens teilweise an die Präferenzen der Bürger gebunden sind, müssten 
dann auch die weitsichtigsten Politiker kurzsichtig handeln. Die entschei­

5 � Diese Aussagen machte Alt-Bundesrat Kaspar Villiger unter anderem bei einer Ansprache am 
30.10.2012 in Zürich anlässlich der Verleihung des ‚Liberal Award‘ an ihn für seinen maßgebli­
chen Beitrag zur Einführung der Schuldenbremse.
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dende Frage ist deshalb, in welchem System die Fehler der Bürger weniger 
schwerwiegende Konsequenzen haben und leichter behoben werden können. 
In der direkten Demokratie wirken Fehler, z. B. wenn wegen kurzfristiger Ge­
mütsaufwallungen extremistische Entscheidungen getroffen werden, nur auf 
das betreffende Thema und können leicht behoben werden, indem einfach 
nochmals über die Frage abgestimmt wird. Wenn hingegen in einer repräsen­
tativen Demokratie wegen einer kurzfristigen Gemütsaufwallung eine extre­
mistische Partei gewählt wird, bleibt diese zumeist vier Jahre an der Macht. 
Dann wirkt sich der Fehler in allen Bereichen aus, und es ist durchaus mög­
lich, dass die extremistische Partei in der ihr zur Verfügung stehenden Zeit 
die politischen Spielregeln so ändern kann, dass ihr Einfluss noch lange über 
ihre ursprüngliche Amtszeit hinaus verlängert wird.

Wählerüberforderung. Viele Kritiker der direkten Demokratie argumentieren, 
die Bürger würden durch direktdemokratische Sachentscheide inhaltlich 
überfordert. Absolut betrachtet haben sie selbstverständlich recht. Aber Bür­
ger, die von Sachabstimmungen überfordert werden, sind wohl erst recht 
überfordert, wenn sie die richtigen Politiker wählen sollten. Denn dann müs­
sen sie nicht nur zu einer aktuellen Sachfrage eine Antwort geben, sondern 
sie müssen vorausahnen, welche Themen in den nächsten vier Jahren be­
handelt werden, was die richtigen Lösungen wären, und wie sich die Politiker 
verhalten werden. Wahlentscheidungen sind deshalb viel komplexer als 
Sachentscheidungen. Dagegen argumentieren die Kritiker der direkten Demo­
kratie, die Wähler könnten durchaus treffsicher wählen, denn sie könnten die 
Kandidaten aufgrund ihrer ideologischen Position recht gut einordnen (siehe 
Wittman 1997). Das stimmt, doch wiederum bedarf es der vergleichenden 
Perspektive: Wähler können nicht nur in der repräsentativen, sondern auch in 
der direkten Demokratie aufgrund ideologischer Aspekte einfach entschei­
den. In der direkten Demokratie können sie einfach den Abstimmungsemp­
fehlungen der ihnen ideologisch am nächsten stehenden Politiker vertrauen. 
So geben in der Schweiz alle Parteien und wichtigen Verbände bei Abstim­
mungen ihre Empfehlungen bekannt, die auch in den Medien verbreitet wer­
den. Wiederum kann eine einfache Analogie die komplizierten Zusammen­
hänge erhellen: Der Unterschied zwischen direkter und repräsentativer 
Demokratie ist analog zum Unterschied von freier und nicht-freier Arztwahl. 
Den Bürgern geht es gleich wie Patienten. Sie wissen zwar selbst nicht genau, 
was die politischen Probleme (ihre Krankheiten) sind und wie sie zu lösen (zu 
behandeln) wären, aber sie sind selbst einigermaßen fähig, den richtigen Po­
litiker (Arzt) zu wählen. In dieser Analogie spielt die direkte Demokratie die 
gleiche Rolle wie die freie Arztwahl. Kein potentieller Patient möchte sich 
verpflichten, während der nächsten vier Jahre unabhängig von seinen Leiden 
und seiner Zufriedenheit mit der Behandlung immer zu demselben Arzt zu 
gehen. Genau wie die freie Arztwahl jedem Patienten erlaubt, bei jedem neuen 
Leiden von neuem einen Arzt als Gesundheitsberater auszuwählen, so er­
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möglicht es die direkte Demokratie jedem Bürger, bei jeder neuen wichtigen 
politischen Entscheidung von neuem einen Politiker oder eine Partei als Ab­
stimmungsberater auszuwählen.

II. � Empirischer Befund

1. � Eindeutig und positiv

Da sich die Länder in vielerlei Hinsicht unterscheiden und nur wenige Län­
der direkte Demokratie auf nationaler Ebene haben, sind quantitative statisti­
sche Vergleiche über viele Länder hinweg nur sehr schwer interpretierbar 
(siehe Blume, Müller und Voigt 2009, Blume und Voigt 2012, Voigt 2019). 
Deshalb liegt es nahe, einzelne Länder mit besonders auffälligen Eigenschaf­
ten vertieft zu analysieren. Ein Vergleich der beiden gemäß den im ersten 
Abschnitt angeführten Kriterien und insbesondere der allgemeinen Lebens­
zufriedenheit ihrer Bürger besonders erfolgreichen Länder Dänemark und 
Schweiz zeigt, dass diese auch unter Berücksichtigung vieler weiterer Indika­
toren außerordentlich erfolgreich sind (Christoffersen et al. 2014). Verant­
wortlich dafür sind wohl Eigenschaften ihrer politischen Systeme, insbeson­
dere ihre ausgeprägt diskursive, konsensuale und gleichzeitig wettbewerbliche 
Orientierung. Diese wird in den beiden Ländern durch unterschiedliche In­
stitutionen geschaffen: in der Schweiz durch die direkte Demokratie und das 
spezielle Wahlsystem6, in Dänemark durch ein Wahlsystem, das meistens 
Minderheitsregierungen hervorbringt, die nur entscheidungs- und regierungs­
fähig bleiben, wenn sie Teile der Opposition von der Qualität ihrer Vorschläge 
überzeugen können.

Wegen den offensichtlichen Nachteilen von Ländervergleichen im Falle 
der direkten Demokratie fokussieren die allermeisten empirischen Arbeiten 
auf Vergleiche von unterschiedlich direktdemokratischen Gebietskörper­
schaften innerhalb von Staaten, insbesondere von Bundesstaaten in den USA 
und Kantonen in der Schweiz. So bieten die Schweizer Kantone ihren Bür­
gern ganz unterschiedlich stark ausgeprägte direktdemokratische Instru­
mente – aber alle deutlich mehr als Bayern, dem deutschen Bundesland mit 
der am stärksten ausgeprägten direkten Demokratie. Diese Studien können 
dank moderner statistischer Verfahren die Wirkung der vielen unterschiedli­
chen Einflussfaktoren auf die interessierende Variable (z. B. Steuerhöhe, Aus­
gaben, Zufriedenheit der Bevölkerung) trennen. Insgesamt belegen sie den 

6 � In der Schweiz werden – international einmalig – die meisten wichtigen Politiker (die Mitglieder 
der meisten Regierungen auf kantonaler und kommunaler Ebene sowie die Mitglieder des Stän­
derates) direkt und persönlich von den Bürgern in Mehrheitswahlen mit mehreren Sitzen (multi 
seat majority) gewählt. Das gibt allen Politikern, die besonders viel Einfluss haben möchten, An­
reize, sich tendenziell in der Mitte des politischen Spektrums zu positionieren und führt zu einer 
parteilichen Durchmischung aller Regierungen (dazu auch Abschnitt E. II.; Eichenberger, Port-
mann und Stadelmann 2018).
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großen Erfolg der direkten Demokratie eindrücklich (siehe z. B. Frey 1994, 
Eichenberger 1999, Kirchgässner, Feld und Savioz 1999, Funk und Gathmann 
2012, Matsusaka 2018). So führt direkte Demokratie insbesondere zu einer 
nachhaltigeren Finanzpolitik mit tieferen Defiziten, Schulden und Staatsquo­
ten (z. B. Freitag, Vatter und Müller 2003), sie begünstigt wirtschaftliche Ak­
tivitäten und damit den Wohlstand (z. B. Feld und Savioz 1997), sie bewegt 
die Regierungen zu effizienterer Leistungserbringung (z. B. Pommerehne 
1983), und sie führt zu Investitionsprojekten, die aus Sicht übergeordneter 
Staatsebenen besser sind und deshalb von diesen finanziell stärker unter­
stützt werden (Asatryan et al. 2017). Zudem bringt direkte Demokratie eine 
Umverteilung des politischen Einflusses. Der relative Einfluss der Wähler mit 
hohen Einkommen ist bei Parlamentsentscheiden größer als bei Volksent­
scheiden (Stadelmann, Portmann und Eichenberger 2015).

Natürlich gibt es, wie in der Wissenschaft üblich, keinen festen Konsens 
über die Auswirkungen der direkten Demokratie. Wissenschaftler leben ja zu 
einem gewissen Teil vom Widerspruch gegen die Mehrheitsmeinung. Bemer­
kenswert ist aber, dass trotz der mittlerweile großen Zahl von Arbeiten die 
allermeisten klar vorteilhafte Wirkungen der direkten Demokratie finden. 
Demgegenüber existieren weit weniger Studien, die keine eindeutigen Ergeb­
nisse erbringen, und es gibt kaum Studien, die negative Ergebnisse finden. 
Deshalb kann die wissenschaftliche Evidenz zur Wirkung der direkten Demo­
kratie vorbehaltlos als insgesamt klar positiv bezeichnet werden.

2. � In Wahrheit noch besser

Die empirischen Studien dürften die vorteilhafte Wirkung der direkten Demo­
kratie aus zwei Gründen sogar noch unterschätzen:

Erstens hat direkte Demokratie nicht nur einen unmittelbaren Einfluss auf 
die interessierenden Größen wie z. B. die Staatsverschuldung, sondern sie 
wirkt indirekt über viele verschiedene Kanäle auf diese ein. Beispielsweise 
werden unter direkter Demokratie weniger Aufgaben und Einnahmen zen­
tralisiert, als wenn die Politiker alleine entscheiden. Folglich fördert die 
direkte Demokratie die Gemeindeautonomie und den Föderalismus, die wie­
derum die Staatsausgaben senken. Direkte Demokratie begünstigt darüber 
hinaus weitere Größen, die sich vorteilhaft auf die Staatsverschuldung aus­
wirken, wie zum Beispiel Volkseinkommen, Beschäftigung und institutio­
nelle Vorkehrungen wie eine Schuldenbremse. Wenn nun in statistischen 
Analysen so wie heute üblich der Einfluss all dieser Größen auf die Staats­
schulden kontrolliert wird, wird der direkten Demokratie nur noch ihr un­
mittelbarer Einfluss zugeschrieben, also ein Bruchteil ihrer gesamten Wirkung 
über direkte und indirekte Kanäle.

Zweitens sind statistische Analysen besonders dann sinnvoll, wenn mög­
lichst ähnliche Einheiten untereinander verglichen werden, also eben Schwei­
zer Kantone oder US-Bundesstaaten. Dabei ergibt sich aber das Problem, dass 



VII.  Wirkungen der direkten Demokratie ﻿

606

AK 3 – Festschrift Otmar Jung – 18.02.2021

gerade zwischen diesen Gebietskörperschaften ein intensiver Wettbewerb 
herrscht, der die Unterschiede in den Politikergebnissen einebnet, weil die 
Regierungen der Gebietskörperschaften mit relativ wenig direkter Demokratie 
aufgrund der Erfolge von Gebietskörperschaften mit viel direkter Demokratie 
unter Druck kommen und sich wenigstens tendenziell so verhalten müssen, 
als ob es in ihrer Gebietskörperschaft direkte Demokratie geben würde. Der 
Wettbewerb zwischen Gebietskörperschaften überdeckt daher in den meisten 
Forschungsarbeiten die Stärken der direkten Demokratie.

D. � Braucht es Einschränkungen?

I. � Sachliche Einschränkungen: Haushaltsentscheidungen

Viele Politiker argumentieren, die direktdemokratischen Instrumente dürften 
keinesfalls für haushaltsrelevante Entscheidungen gelten, denn die Budget­
hoheit des Parlaments und klare Verantwortlichkeiten seien unbedingt zu 
wahren. Diese Position wird sogar von vielen Schweizer Parlamentariern ver­
treten, die die direkte Demokratie sonst salbungsvoll preisen, aber die Ein­
führung des Finanzreferendums auf Bundesebene ablehnen. Angesichts der 
angeführten theoretischen und empirischen Ergebnisse ist diese Argumenta­
tion kaum verständlich. Sie lässt zum einen offen, weshalb das Verantwort­
lichkeitsproblem gerade für Budgetentscheide gelten soll. Die Verantwortung 
würde ja auch in allen anderen Bereichen verwischt. Zum anderen tragen 
Parlamentarier und Politiker abgesehen vom Abwahlrisiko keine wirkliche 
Verantwortung. So existiert weder eine Pflicht für Parlamentarier, einen Teil 
der Defizite selbst zu tragen, noch hängen ihre Gehälter von der Finanzlage 
des Staates ab oder scheiden sie bei schlechten Haushaltsergebnissen auto­
matisch aus dem Parlament aus. Ihr Abwahlrisiko nimmt zwar zu, wenn ihre 
Haushaltsentscheidungen unbefriedigende Resultate zeitigen (z. B. Brender 
und Drazen 2008). Das Gleiche gilt aber für Parlamentsentscheidungen in den 
verschiedensten Bereichen (Stadelmann, Portmann und Eichenberger 2013) 
und bietet deshalb keine Rechtfertigung dafür, Haushaltsentscheidungen von 
direkter Demokratie auszunehmen. Hinzu kommt, dass die Verantwortlich­
keit des Parlaments sowieso sehr klein ist, weil viele vom Parlament nicht 
kontrollierbare Umstände auf das Haushaltsergebnis und damit das Abwahl­
risiko einwirken. Beispiele sind etwa die Entwicklung der Weltwirtschaft, der 
Konjunktur, der Steuereinnahmen sowie des Zinsniveaus oder auch Natur­
katastrophen. Zudem können schlechte Haushaltszahlen von den Wählern 
kaum den einzelnen Parlamentariern zugerechnet werden. Schließlich ist die 
Angst, dass die Wähler zuerst in Abstimmungen dümmlich in den Haushalts­
prozess hineinreden und dann bei den nächsten Wahlen die Parlamentarier 
für die Fehler der Wähler verantwortlich machen, kaum begründet. Insgesamt 
bleibt deshalb unklar, weshalb die Einführung der direktdemokratischen 
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Kontrolle bei Haushaltsentscheiden negative Anreize für das Verhalten der 
Parlamentarier setzen soll.

Tatsächlich konzentriert sich der größte Teil der wissenschaftlichen Li­
teratur zur Wirkung der direkten Demokratie auf haushaltsrelevante Ent­
scheidungen. Bei den Vergleichen von US-Bundesstaaten und von Schweizer 
Kantonen, wird die Wirkung von unterschiedlich ausgeprägten direktdemo­
kratischen Instrumenten analysiert, mit denen die Bürger auf Ausgaben und 
Steuern einwirken können. Dabei schneidet die direkte Demokratie ausge­
sprochen positiv ab. Auch für haushaltsrelevante direktdemokratische Ent­
scheidungen gibt es viele Studien, die positive Effekte auf die Qualität der 
Haushaltspolitik finden (z. B. Feld und Matsusaka 2003, Funk und Gathmann 
2012, Matsusaka 2018), aber kaum Studien, die negative Effekte identifizie­
ren. Das Gesamtbild der Auswirkung von direkter Demokratie auf Haushalts­
entscheidungen ist deshalb eindeutig: Direkte Demokratie führt tendenziell 
zu tieferen Steuern und insbesondere zu tieferen Schulden sowie Defiziten. 
Gegenüber Studien skeptische Leser können beruhigt sein: Die regelmäßige 
Durchführung von haushaltsrelevanten Volksentscheiden hat den zwei Län­
dern mit der weitestgehenden direkten Demokratie, der Schweiz und Liech­
tenstein, kein finanzielles Chaos gebracht.

Schließlich zielt der Ausschluss von Haushaltsentscheidungen auch an 
den politischen Realitäten vorbei. Vorlagen zuverlässig danach zu klassieren, 
ob sie Haushaltswirkungen haben oder nicht, ist zumeist unmöglich (Eichen­
berger, Stadelmann und Portmann 2012). Zwar behaupten Urheber von 
parlamentarischen Vorlagen immer wieder, diese hätten keine finanziellen 
Konsequenzen. „Keine finanziellen Konsequenzen“ heißt aber in der Politi­
kersprache nur, dass eine Vorlage keine klar zurechenbaren Zahlungsströme 
bedingt. Hingegen ist offensichtlich, dass die allermeisten dieser Vorlagen 
wenigstens längerfristig finanzielle Auswirkungen haben. Fast jeder politi­
sche Entscheid hat über kurz oder lang Einfluss auf die staatlichen Ausgaben 
und Einnahmen und wird damit haushaltswirksam. Wer Volksentscheide zu 
haushaltswirksamen Fragen ablehnt, ist deshalb genau genommen gegen alle 
Arten von Volksentscheiden – außer er vertritt gleichzeitig eine willkürliche 
Abgrenzung von haushaltswirksamen und -unwirksamen Vorlagen. Gerade 
diese Strategie kann perverse Wirkungen auf die Haushaltsstabilität haben. 
Bei den vielen Vorlagen, die offiziell als nicht-haushaltswirksam gelten, aber 
eben trotzdem haushaltswirksam sind, sind die Haushaltswirkungen zumeist 
komplex und schwer durchschaubar. Deshalb müsste es – aus Sicht der Kriti­
ker der direkten Demokratie – doch eigentlich besonders problematisch sein, 
wenn die Bevölkerung gerade über diese Vorlagen abstimmen kann.

Der Ausschluss haushaltswirksamer Vorlagen von Volksentscheiden 
schränkt die direkte Demokratie nicht nur unnötig ein, sondern verursacht 
auch hohe Kosten. Er gibt dem Parlament und der Regierung Anreize, eigene 
Vorlagen als finanzwirksam zu bezeichnen, selbst wenn sie es nicht sind. Zu­
gleich müssen die Initianten von Volksbegehren die finanziellen Auswirkun­
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gen ihrer Vorlagen ignorieren und bestreiten. Für das Funktionieren der re­
präsentativen sowie der direkten Demokratie ist es jedoch höchst schädlich, 
wenn die Akteure Anreize haben, die Vorlagen möglichst verfälscht darzu­
stellen.

Abschließend noch einige Bemerkungen zum oft gehörten Argument, die 
Bürger sollten nicht über haushaltsrelevante Vorlagen befinden dürfen, weil 
sie kurzsichtig und verantwortungslos handelten. Da gilt wiederum das ver­
gleichende Standardgegenargument. Wenn die Bürger kurzsichtig und verant­
wortungslos handeln, hat das bei repräsentativ-demokratischen Wahlen noch 
viel schwerwiegendere Auswirkungen als bei Sachabstimmungen. Trotzdem 
sind die wenigsten Kritiker von direktdemokratischen Haushaltsentschei­
dungen auch offen gegen repräsentative Demokratie. Tatsächlich gibt es vie­
lerlei Argumente dafür, dass Politiker unverantwortlicher mit den öffentli­
chen Mitteln umgehen als die Bürger. Wie schon diskutiert tragen Politiker 
kaum echte Verantwortung. Auch haben sie oft einen durch die Wiederwahl­
restriktion verkürzten Zeithorizont von höchstens vier Jahren, wohingegen 
Wähler zumeist eine längerfristige Perspektive haben. Zudem gilt es zu be­
rücksichtigen, dass viele Vorlagen, die auf den ersten Blick nur eine sehr lang­
fristige Wirkung haben, zumeist die heute lebende Generation trotzdem schon 
stark betreffen. Denn die zukünftigen Belastungen und Vorteile schlagen sich 
heute schon in den Bodenpreisen nieder. Die Hauptlastträger etwa von Schul­
den auf Gemeindeebene sind deshalb weniger die zukünftigen Generationen 
von Gemeindeeinwohnern, sondern die gegenwärtige Generation der Boden­
besitzer (Stadelmann und Eichenberger 2014). Schließlich gilt es zu berück­
sichtigen, dass Politiker strategische Anreize haben, möglichst viel Geld aus­
zugeben (Alesina und Passalacqua 2015). Sobald eine Regierung spart und 
Schulden abbaut, nützt sie damit vor allem ihren Nachfolgern. Also ist es für 
Politiker nur rational, in ihrer Regierungszeit so viel Geld wie möglich aus­
zugeben und einen möglichst großen Teil für eigene Projekte einzusetzen, von 
denen vor allem ihre eigene Klientel profitiert.

II. � Prozessuale Einschränkungen: Quoren

Vielerorts wird die direkte Demokratie durch Beteiligungs- und Zustim­
mungsquoren eingeschränkt. Bei Beteiligungsquoren muss sich ein gewisser 
Mindestanteil (oft 50  Prozent) der Wahlberechtigten an einem Bürgerent­
scheid beteiligen und bei Zustimmungsquoren muss ein gewisser Mindest­
anteil (oft 25 Prozent) der Wahlberechtigten einem Bürgerbegehren zustim­
men; ansonsten erwächst den Abstimmungsergebnissen keine Rechtskraft. 
Viele Politiker wollen diese Einschränkungen lieber aus- als abbauen. Sie ar­
gumentieren, Vorgaben zur Mindestbeteiligung und -zustimmung bewirkten 
repräsentativere Entscheidungen und verhinderten eine Diktatur von Min­
derheiten. Doch diese Argumente für Quoren sind falsch. Quoren schädigen 
die Demokratie.
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1. � Quoren setzen falsche Anreize

Mit Quoren sind Bürgerbegehren nur dann erfolgreich, wenn ihnen sehr große 
Mehrheiten zustimmen. Beispielsweise bewirkt das in Deutschland auf kom­
munaler Ebene verbreitete Zustimmungsquorum von 25 Prozent der Wahl­
berechtigten, dass bei Volksentscheiden mit einer Wahlbeteiligung von 
40 Prozent mindestens 62,5 Prozent der Wählenden dem Begehren zustim­
men müssen. Damit führen Quoren zu einer Verzerrung des politischen Pro­
zesses zugunsten des Status quo und zu Reformunfähigkeit. Noch schlimmer 
ist, dass sie den politischen Gruppierungen Anreize geben, den direktdemo­
kratischen Entscheidungsprozess zu torpedieren.

Erstens verweigern die Befürworter des Status quo den öffentlichen Dis­
kurs, um die öffentliche Aufmerksamkeit und damit die Wahlbeteiligung am 
Volksentscheid tief zu halten. Durch die Schwächung des öffentlichen Dis­
kurses verliert die direkte Demokratie einen entscheidenden Teil ihrer Wir­
kung. Zudem wird sie längerfristig geschädigt. Je mehr Volksentscheide die 
Quoren nicht erfüllen und nicht rechtskräftig werden, desto weniger sind die 
Bürger bereit, sich an weiteren Bürgerentscheiden zu beteiligen.

Zweitens erschweren es Quoren, die Ergebnisse von Volksentscheiden zu 
interpretieren. Mit Quoren ist es für die Vertreter des Status quo oft sinnvoll, 
ihren Anhängern zu empfehlen, nicht an der Abstimmung teilzunehmen. Das 
Abstimmungsresultat spiegelt dann nicht mehr die tatsächlichen Präferenzen 
der Bürger, weil die Wahlbeteiligung der Gegner der Vorlage systematisch 
tiefer als diejenige der Befürworter ist. Selbst bei sehr hoher Zustimmung 
bleibt dann oft unklar, wie die wahren Mehrheitsverhältnisse aussehen. Wenn 
Bürgerbegehren mit großer – aber eben überhöhter Zustimmung – angenom­
men werden, jedoch wegen des verfehlten Quorums nicht rechtskräftig sind, 
empfinden das viele Bürger als undemokratisch. Verunsicherungen und Poli­
tikverdrossenheit sind die Folge.

Drittens bewirken Quoren, dass Fehlentscheidungen kaum noch korrigiert 
werden können. Ist eine Vorlage einmal angenommen, wird sie zum neuen 
Status quo und genießt den Schutz durch die Quoren. Bekanntlich sind aber 
alle politischen Systeme fehleranfällig. Entscheidend ist deshalb, dass Fehler 
leicht korrigiert werden können. Genau diese Eigenschaft ist eine Stärke der 
quorenfreien direkten Demokratie. Wenn sich die Meinungen ändern oder 
neue Information verfügbar werden, können alte Entscheide wieder aufgegrif­
fen und angepasst werden.

Als Folge schaffen Quoren, viertens, Anreize zu Manipulation. In der quo­
renfreien direkten Demokratie lohnt sich Manipulation zur Verfälschung von 
Abstimmungsergebnissen wenig. Sobald sie aufgedeckt wird, kann der mani­
pulierte Bürgerentscheid durch eine erneute Abstimmung leicht rückgängig 
gemacht werden. Quoren hingegen erschweren es dann, ein rechtsgültiges 
Ergebnis zur Aufhebung des fehlgeleiteten Entscheids zu erreichen und geben 
so den Manipulatoren ungebührlichen Einfluss.
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2. � Repräsentativität und Demokratieverständnis

Eine hohe Stimmbeteiligung bedeutet nicht automatisch hohe Repräsentativi­
tät. Vielmehr kann auch eine sehr tiefe Stimmbeteiligung hohe Repräsentati­
vität bewirken. Entsprechend reagieren Politiker stark auf Meinungsumfra­
gen, obwohl auch eine sehr große Befragung mit 5000 Beteiligten nur einer 
„Wahlbeteiligung“ von weit unter einem Prozent entspricht. Befragungsergeb­
nisse basieren auf Meinungen von zufällig ausgewählten Personen. Sie sind 
in diesem Sinne repräsentativ und für die Politik von Bedeutung. Bei Bürger­
begehren ist also entscheidend, dass sich die Gruppe der Wählenden nicht 
systematisch von den Nicht-Wählenden unterscheidet. In der quorenfreien 
direkten Demokratie sind diejenigen, die sich beteiligen, zumeist einigerma­
ßen repräsentativ für die gesamte Bevölkerung. Demgegenüber führen Quo­
ren, wie gezeigt, zu einer systematischen Verzerrung, weil die Gegner einer 
Vorlage oft als Folge ihrer Strategie mit einer kleineren Wahrscheinlichkeit 
zur Wahl gehen als die Befürworter.

Die Befürworter von Quoren vertreten ein veraltetes Bild von Demokratie. 
Sie reden über Demokratie, als ob diese nur ein Mechanismus zur Addition 
individueller Meinungen zu einer gesellschaftlichen Entscheidung sei. Die 
moderne Demokratietheorie sieht dies anders. Gute Demokratie ist ein gesell­
schaftlicher Diskursprozess, in dem individuelle Meinungen überhaupt erst 
gebildet werden. Entscheidend für die Qualität dieses Diskurses ist die Betei­
ligung möglichst aller Gruppen. Quoren geben politischen Gruppen Anreize, 
den Diskurs zu verweigern. Dies schadet der Qualität der öffentlichen demo­
kratischen Auseinandersetzung und damit auch der Qualität der politischen 
Entscheide.

3. � Quoren sind überflüssig

Die Befürworter von Quoren haben ein unzureichendes Verständnis der Be­
deutung und des Wesens der Wahlbeteiligung. Erstens ist die Wahlbeteiligung 
bei Sachabstimmungen keineswegs immer tiefer als bei Wahlen. So ist die 
Beteiligung in der Schweiz bei Volksabstimmungen auf Bundesebene ähnlich 
hoch wie bei Wahlen. In vielen anderen Ländern ist die Beteiligung bei Lokal- 
und Europawahlen deutlich tiefer als die Stimmbeteiligung in gut funktionie­
renden direkten Demokratien.

Überdies muss berücksichtigt werden, dass die Beteiligung bei Sachent­
scheidungen und bei Wahlen zwei völlig unterschiedliche Dinge sind. Bei 
repräsentativ-demokratischen Wahlen beteiligt sich ein Wähler einmal alle 
vier Jahre an der Ausgestaltung der Politik. Bei direktdemokratischen Sach­
abstimmungen kann er sich hingegen im Laufe der vier Jahre vielmals zu 
konkreten Fragen äußern. Damit ist die Beteiligung der meisten Bürger in der 
direkten Demokratie insgesamt wesentlich höher als in der repräsentativen 
Demokratie.
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Wenn überhaupt müssten Quoren also für Wahlen eingesetzt werden. Na­
türlich werden nun die meisten Politiker rufen, das sei offensichtlich unsin­
nig und undemokratisch. Damit haben sie Recht! Die Analogie ist aber gut, 
denn sie zeigt, was Quoren wirklich sind: unsinnig und undemokratisch.

III. � Einschränkungen sind Bürgersache

So oder so gilt: Trotz aller Vorteile von direkter Demokratie sollen natürlich 
nicht alle Entscheidungen durch die Bürger getroffen werden. Vieles kann 
und soll ans Parlament und die Regierung delegiert werden. Was aber ist der 
optimale Grad von direkter Demokratie? Dazu braucht es keine Vorgaben 
durch Regierung, Parteien und Politiker. Sie sind in dieser Sache nicht neu­
tral. Die Bürger sollen und können selbst am besten entscheiden, was für sie 
der optimale Grad an direkter Demokratie ist. Die einzige unabänderbare Re­
gelung sollte sein, dass die Bürger ihre direktdemokratischen Rechte nicht 
unwiderruflich aufgeben können. In der Schweiz finden auf kantonaler, kom­
munaler und Bundesebene regelmäßig Abstimmungen sowohl über Erweite­
rungen als auch Einschränkungen der Volksrechte statt, z. B. die Einführung 
oder Abschaffung gewisser Initiativformen, die für Initiativen und Referen­
den notwendigen Unterschriftenzahlen oder die Ausgabenbeträge, ab denen 
für ein Ausgabenentscheid des Parlaments eine Volksabstimmung verlangt 
werden kann. Dabei stimmen die Bürger keinesfalls jeder Erweiterung der 
Volksrechte zu, sondern votieren zuweilen auch für die Einschränkung be­
stehender Rechte. Ein besonders schönes Beispiel direktdemokratischer 
Selbstbeschränkung ist die Einschränkung einer extremen Form der Bürger­
beteiligung: Im Kanton Zürich, mit heute rund 1,5 Millionen Einwohnern, 
gibt es die sogenannte Einzelinitiative. Bis vor einigen Jahren konnte eine 
einzelne Person eine Volksabstimmung verlangen und auslösen, wenn 25 Pro­
zent der Mitglieder des kantonalen Parlaments die Einzelinitiative unterstütz­
ten. Für manche klang das ziemlich chaotisch: Deshalb wurde die Hürde auf 
33 Prozent der Parlamentarier erhöht. Wie kam es dazu? Durch eine Einzel­
initiative! Ein einzelner Bürger beantragte mittels Einzelinitiative, dass die 
Institution der Einzelinitiative durch Erhöhung der dafür notwendigen Zu­
stimmung im Kantonsparlament eingeschränkt werden soll, was dann sowohl 
das Parlament wie auch das Volk annahmen.

E. � So wird direkte Demokratie noch besser

I. � Entscheidende Details

Die positiven Auswirkungen der direkten Demokratie hängen stark von ver­
schiedenen Bedingungen ab. Wichtig ist, dass die für Volksabstimmungen 
notwendigen Unterschriftenzahlen nicht zu hoch sind. So zeigen verschie­
dene Studien, dass die Wirkung schon bei Unterschriftenerfordernissen von 
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um die 5  Prozent deutlich abnehmen (z. B. Matsusaka 1995, Kirchgässner, 
Feld und Savioz 1999). In der Schweiz sind die Hürden auf allen Ebenen weit 
tiefer und selten über 2 Prozent der stimmberechtigten Bevölkerung. Wichtig 
ist sodann, dass vor Abstimmungen ein intensiver und fokussierter öffentli­
cher Diskurs über die anstehenden Probleme und Problemlösungen stattfin­
det (Frey und Kirchgässner 1993). Voraussetzung dafür ist, dass die Entschei­
dungen bindend sind und keine schwierig zu erreichenden Beteiligungsquoren 
existieren. In der Schweiz läuft dieser Diskurs relativ gut, weil nicht allzu 
viele Vorlagen gleichzeitig zur Abstimmung kommen und zwischen den nor­
malerweise vierteljährlich stattfindenden Abstimmungen genügend Zeit für 
einen intensiven öffentlichen Diskurs zur Verfügung steht. Im Gegensatz dazu 
ist der öffentliche Diskurs in Kalifornien, wo typischerweise nur alle zwei 
Jahre, dann aber über sehr viele Vorlagen gleichzeitig abgestimmt wird, zumeist 
weniger ergiebig. Wegen der großen Bedeutung des öffentlichen Diskurses 
stellen auch alternative Bürgerbeteiligungsverfahren z. B. mittels repräsentati­
ver Umfragen oder schnellem Abstimmen über elektronische Verfahren keine 
Alternative zu den heutigen Abstimmungsverfahren dar.

Wichtig ist sodann, dass die direktdemokratischen Institutionen auf allen 
staatlichen Ebenen ähnlich stark ausgebaut sind, weil sonst die Politiker An­
reize haben, Aufgaben gezielt auf die Ebene zu verlagern, auf denen die Bür­
ger weniger Einfluss nehmen können. Schließlich hat das einfache Mehr 
gegenüber höheren Mehrheitserfordernissen gewichtige Vorteile. Hohe 
Mehrheitserfordernisse wirken asymmetrisch zugunsten des Status quo und 
geben den Akteuren Anreize, Abstimmungen durch falsche Informationen zu 
beeinflussen, da einmal getroffene falsche Entscheidungen dann nur schwer 
wieder rückgängig gemacht werden können. Aus dem gleichen Grund sollte 
eine sofortige und mehrmalige Wiedertraktandierung von Themen, über die 
gerade abgestimmt wurde, zulässig sein. Das ist gerade auch angesichts des 
großen Lerneffekts von Abstimmungen wichtig. Oft zeigt sich im gesellschaft­
lichen Diskurs vor Abstimmungen, dass es bessere als die zur Abstimmung 
stehenden Alternativen gibt. Solche Verbesserungen müssen dann schnell 
nach der Entscheidung über die ursprünglichen Vorlagen zu Abstimmung ge­
stellt werden können.

II. � Volksgewählte Kritik- und Kontrollbehörden

Wie kann die Qualität des öffentlichen Diskurses weiter verbessert werden? 
Besonders wirkungsvoll sind volksgewählte Kritik- und Informationsgremien. 
Dazu können neue Institutionen geschaffen oder die bisherigen Rechnungs­
höfe weiterentwickelt werden. Diese Gremien könnten vor Volksentscheidun­
gen aus neutraler Sicht Stellung nehmen, d. h. die vorliegenden Vorschläge 
evaluieren, kritisieren und vielleicht sogar aktiv eigene Gegenvorschläge vor­
bringen. Wichtig ist, dass sie keine eigene Entscheidungsmacht haben, son­
dern einzig und alleine Informationen bereitstellen. Dafür sollten die wich­
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tigsten Mitglieder dieser Gremien volksgewählt werden, idealerweise in 
einem Einheitswahlkreis mit Mehrheitswahl. Das bewirkt, dass die Kandida­
ten parteipolitisch unabhängig bleiben (dazu auch Abschnitt E. III.).

Die Einrichtung solcher volksgewählter Kritik- und Informationsgremien 
ist kein abstrakter Vorschlag, sondern längst Realität. In allen Schweizer Ge­
meinden, in denen die Bürger in einer Gemeindeversammlung die wichtigs­
ten Entscheidungen treffen – in solchen Gemeinden mit typischerweise unter 
15.000 Einwohnen leben rund 50 Prozent der Schweizer – existieren solche 
Gremien. Die Bürger wählen sowohl die Gemeinderegierung von zumeist fünf 
bis sieben Mitgliedern ad personam im Mehrheitswahlrecht, und sie wählen 
die sogenannte Rechnungsprüfungskommission RPK (in manchen Kantonen 
wird sie auch Finanzkommission oder Geschäftsprüfungskommission ge­
nannt) mit typischerweise drei bis fünf Mitgliedern, ebenfalls ad personam 
und im Mehrheitswahlrecht. Weil die Zeitbeanspruchung von RPK-Mitglie­
dern deutlich tiefer als diejenige von Gemeinderäten ist, können für die Po­
sition häufig hochqualifizierte Berufstätige rekrutiert werden, die parteipoli­
tisch oft wenig gebunden sind.

Der entscheidende Vorteil von RPK verglichen mit alternativen Kritikme­
chanismen ist, dass die RPK-Mitglieder starke Anreize haben, die Politikvor­
schläge der Regierung konstruktiv-kritisch zu evaluieren. Oppositionspar­
teien hingegen haben Anreize, die Politik der Regierung möglichst zu 
torpedieren und zu blockieren. Denn Politikerfolge werden von den Wählern 
tendenziell der Regierung zugerechnet. Deshalb müssen alle Oppositionspoli­
tiker, die normalerweise selbst an die Macht wollen, möglichst jeden Politik­
erfolg der Regierung verhindern. Im Gegensatz zu Oppositionspolitikern wol­
len RPK-Mitglieder zumeist nicht selbst an die Regierungsmacht kommen, 
sondern als RPK-Mitglied wiedergewählt werden. Die beste Strategie, dies zu 
erreichen, ist die Regierungsvorschläge konstruktiv-kritisch zu evaluieren 
und realistische Verbesserungsvorschläge vorzubringen, die von den Bürgern 
gegenüber dem Regierungsvorschlag vorgezogen werden.

Der Aufgabenbereich der kommunalen RPK variiert von Kanton zu Kanton. 
In manchen Kantonen kann sie nur ex post, also nach dem Abschluss von 
Projekten die Rechnung prüfen, anderenorts kann sie nur die gesamte Rech­
nung aber keine Einzelprojekte prüfen, manchenorts kann sie ex ante, also 
bevor die Entscheidungen getroffen werden, alle Aspekte jedes Teilgeschäfts 
prüfen, und in anderen Kantonen kann sie sogar formelle Änderungsanträge 
stellen. Die in der Gemeindeversammlung anwesenden Bürger diskutieren 
die Vorschläge der Gemeinderegierung sowie die Kritik der RPK und stimmen 
dann über die verschiedenen Vorschläge und Abänderungsanträge ab. Nach 
unseren Analysen (Schelker und Eichenberger 2010) hat die RPK einen sehr 
starken und vorteilhaften Einfluss auf die Finanzpolitik einer Gemeinde. Ihr 
Einfluss wird umso größer und vorteilhafter, je mehr die RPK ex ante kon­
trollieren und kritisieren kann, und wenn sie Einzelprojekte statt nur die ge­
samte Rechnung beurteilen darf.
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III. � Mehrheitswahl mit mehreren Sitzen

Schließlich gibt es noch eine weitere Institution, die das Funktionieren der 
direkten Demokratie unterstützt und deren Bedeutung bisher verkannt wurde. 
In der Literatur über die Schweiz standen bisher zwei Institutionen im Vor­
dergrund: direkte Demokratie und Föderalismus. Doch diese traditionelle 
Sicht greift zu kurz. Es gibt eine dritte für die Schweiz typische Institution, 
die von ähnlicher Bedeutung ist: Die Schweiz hat ein weltweit wohl einmali­
ges Wahlsystem (dazu Eichenberger, Portmann und Stadelmann 2018, 2019, 
Schafer 2019). Es kombiniert Proporz- und Majorzwahlen (Verhältnis- und 
Mehrheitswahlrecht) in besonders fruchtbarer Weise dank zwei Elementen:

	■ Ein großer Teil der politischen Ämter, insbesondere die Mitglieder der 
vielen Gemeinde- und Kantonsparlamente sowie des Nationalrats, werden 
im Proporzverfahren gewählt. Die aus Sicht vieler Politiker attraktiveren 
Ämter auf der jeweiligen Staatsebene werden aber im Majorzverfahren  
gewählt, also die Mitglieder der meisten kommunalen und kantonalen 
Regierungen sowie der Ständerat (vom Volk) und der Bundesrat (vom Par­
lament) auf nationaler Ebene.

	■ Die Mehrheitswahlen finden zumeist in Wahlkreisen mit mehreren Sitzen 
statt, für Gemeinde- und Kantonsregierungen zumeist mit 5 bis 9 Sitzen, 
und für den Ständerat zumeist mit 2 Sitzen. International üblich sind hin­
gegen Mehrheitswahlen mit Wahlkreisen mit nur einem Sitz.

Die Proporzwahlen sorgen für große parteiliche Vielfalt. Sie geben den Par­
teien und Politikern Anreize, sich auf dem gesamten politischen Spektrum 
gleich wie die Wähler zu verteilen. Damit steigen die Anreize, extremere 
politische Positionen einzunehmen, was der Idee einer breiten Repräsenta­
tion entspricht. Deshalb sitzen die meisten stark ideologisch orientierten Po­
litiker im proporzgewählten Nationalrat und nicht im majorzgewählten Stän­
derat.

Die Majorzwahlen mit mehreren Sitzen geben allen Politikern, die ein be­
sonders gewichtiges Amt anstreben, Anreize, sich in die politische Mitte zu 
bewegen. Entsprechend müssen sich in allen Parteien gerade die besonders 
einflussorientierten und fähigen Kandidaten tendenziell zur Mitte des politi­
schen Spektrums bewegen. Damit wirkt das starke Majorz-Element wie ein 
Trichter, der den vielfältigen Fluss von Proporzpolitikern in die politische 
Mitte kanalisiert. Das bringt eine ungewöhnlich hohe Kompromissorientie­
rung, Regierungsfähigkeit, gesamtheitliche Orientierung und Konsistenz der 
Politik über die Zeit.

Das dürfte ein wichtiger Grund dafür sein, dass zwischen Volks- und Re­
gierungsentscheiden keine systematischen Unterschiede bestehen und die 
Volksabstimmungen wirklich Sachentscheide bleiben und von den Wählern 
praktisch nie als Referendum über die Regierung ausgelegt werden.
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F. � Folgerungen

Die direktdemokratischen Instrumente, insbesondere Referenden und Initia­
tiven, haben vielerlei Vorteile und kaum Nachteile. Sie stärken durch ver­
schiedene Mechanismen den politischen Wettbewerb und führen so zu bes­
serer Politik. Gleichzeitig unterstützen sie die Einführung und Bewahrung 
anderer wichtiger politischer Institutionen wie starker Autonomie der Ge­
bietskörperschaften oder Schuldenbremsen, und sie fördern die Funktions­
fähigkeit der repräsentativ-demokratischen Mechanismen. Die fruchtbare 
Wirkung der direkten Demokratie hängt nicht vom Ort und Anwendungs­
bereich ab. So kann sie völlig problemlos auf Haushaltsentscheidungen an­
gewendet werden. Ihre Wirkung kann noch verbessert werden, indem der 
politische Diskurs vor den Abstimmungen gestärkt wird, insbesondere indem 
unabhängige, volksgewählte Kritik- und Informationsgremien eingeführt wer­
den, deren Aufgabe es ist, die Vorschläge der Regierung in konstruktiv-kriti­
scher Weise zu prüfen.

Abschließend bleibt noch ein möglicher Einwand zu diskutieren: Ist di­
rekte Demokratie nicht sehr teuer? So wird regelmäßig kritisiert, der Versand 
der Abstimmungsunterlagen bringe hohe Kosten und der Informations- und 
Abstimmungsaufwand für die Bürger sei beträchtlich. Entscheidend ist auch 
hier wieder die vergleichende Perspektive. Tatsächlich kosten die Herstellung 
und der Versand der Abstimmungsunterlagen rund 70 Cent bis einen Euro pro 
Haushalt und Abstimmung. Aber verglichen mit all dem anderen Papier und 
der vielen Werbung, die man tagtäglich im Briefkasten findet, ist das wenig. 
Zudem sind die Kosten verglichen mit den potentiellen finanziellen Folgen 
von Abstimmungsvorlagen sehr klein. Wenn direkte Demokratie nur schon 
eine minimale Verbesserung der Politik bringt, betragen die zusätzlichen Er­
träge ein Vielfaches der Kosten. Schließlich muss auch der zeitliche Aufwand 
der Bürger für Informationsbeschaffung und Abstimmungen relativiert wer­
den. Diese Aufwendungen sind keine Kosten, sondern sie spiegeln den Nut­
zen, den die Bürger aus den Abstimmungen ziehen. Oder kritisiert jemand am 
Fußball, er verursache hohe Kosten dadurch, dass viele Zuschauer zu den 
Spielen gehen und viel Zeit für Fernsehen und Diskussionen über Fußball 
aufwenden? Direkte Demokratie hat deshalb ausschließlich Vorteile. Die Po­
litikergebnisse sind besser und die Bürger haben Freude daran, sowohl als 
Mitspieler wie auch als Zuschauer.
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